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3. Teil: Schiedsgerichtsbarkeit 
 
 
1. Titel: Allgemeine Bestimmungen 
 
Art. 353 Geltungsbereich 
1 Die Bestimmungen dieses Teils gelten für Verfahren vor Schiedsgerichten mit Sitz in der 
Schweiz, sofern nicht die Bestimmungen des zwölften Kapitels des IPRG [90] anwendbar sind. 
2 Die Parteien können die Geltung dieses Teils durch eine ausdrückliche Erklärung in der 
Schiedsvereinbarung oder in einer späteren Übereinkunft ausschliessen und die Anwendung der 
Bestimmungen des zwölften Kapitels des IPRG vereinbaren. Die Erklärung bedarf der Form ge-
mäss Artikel 358. 
 
Art. 354 Schiedsfähigkeit 
Gegenstand eines Schiedsverfahrens kann jeder Anspruch sein, über den die Parteien frei verfü-
gen können. 
 
Art. 355 Sitz des Schiedsgerichtes 
1 Der Sitz des Schiedsgerichtes wird von den Parteien oder von der durch sie beauftragten Stelle 
bestimmt. Erfolgt keine Sitzbestimmung, so bestimmt das Schiedsgericht seinen Sitz selbst. 
2 Bestimmen weder die Parteien noch die von ihnen beauftragte Stelle noch das Schiedsgericht 
den Sitz, so ist dieser am Ort des staatlichen Gerichtes, das bei Fehlen einer Schiedsvereinba-
rung zur Beurteilung der Sache zuständig wäre. 
3 Sind mehrere staatliche Gerichte zuständig, so hat das Schiedsgericht seinen Sitz am Ort des 
staatlichen Gerichtes, das als erstes in Anwendung von Artikel 356 angerufen wird. 
4 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schiedsgericht auch an jedem an-
dern Ort verhandeln, Beweise abnehmen und beraten. 
 
Art. 356 Zuständige staatliche Gerichte 
1 Der Kanton, in dem sich der Sitz des Schiedsgerichts befindet, bezeichnet ein oberes Gericht, 
das zuständig ist für:  
a. Beschwerden und Revisionsgesuche; 
b. die Entgegennahme des Schiedsspruchs zur Hinterlegung und die Bescheinigung der 
Vollstreckbarkeit. 
2 Ein vom Sitzkanton bezeichnetes anderes oder anders zusammengesetztes Gericht ist als ein-
zige Instanz zuständig für: 
a. die Ernennung, Ablehnung, Abberufung und Ersetzung der Schiedsrichterinnen und 
Schiedsrichter; 
b. die Verlängerung der Amtsdauer des Schiedsgerichts; 
c. die Unterstützung des Schiedsgerichts bei den Verfahrenshandlungen. 
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2. Titel: Schiedsvereinbarung 
 
Art. 357 Schiedsvereinbarung 
1 Die Schiedsvereinbarung kann sich sowohl auf bestehende als auch auf künftige Streitigkeiten 
aus einem bestimmten Rechtsverhältnis beziehen. 
2 Gegen die Schiedsvereinbarung kann nicht eingewendet werden, der Hauptvertrag sei ungültig. 
 
Art. 358 Form 
Die Schiedsvereinbarung hat schriftlich oder in einer anderen Form zu erfolgen, die den Nach-
weis durch Text ermöglicht. 
 
Art. 359 Bestreitung der Zuständigkeit des Schiedsgerichts 
1 Werden die Gültigkeit der Schiedsvereinbarung, ihr Inhalt, ihre Tragweite oder die richtige Kon-
stituierung des Schiedsgerichts vor dem Schiedsgericht bestritten, so entscheidet dieses darüber 
mit Zwischenentscheid oder im Entscheid über die Hauptsache. 
2 Die Einrede der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts muss vor der Einlassung auf die Haupt-
sache erhoben werden. 
 
 
3. Titel: Bestellung des Schiedsgerichts 
 
Art. 360 Anzahl der Mitglieder 
1 Die Parteien können frei vereinbaren, aus wie vielen Mitgliedern das Schiedsgericht besteht. 
Haben sie nichts vereinbart, so besteht es aus drei Mitgliedern. 
2 Haben die Parteien eine gerade Zahl vereinbart, so ist anzunehmen, dass eine zusätzliche Per-
son als Präsidentin oder Präsident zu bestimmen ist. 
 
Art. 361 Ernennung durch die Parteien 
1 Die Mitglieder des Schiedsgerichts werden nach der Vereinbarung der Parteien ernannt. 
2 Bei Fehlen einer Vereinbarung ernennt jede Partei die gleiche Anzahl Mitglieder; diese wählen 
einstimmig eine Präsidentin oder einen Präsidenten. 
3 Wird eine Schiedsrichterin oder ein Schiedsrichter der Stellung nach bezeichnet, so gilt als er-
nannt, wer diese Stellung bei Abgabe der Annahmeerklärung bekleidet. 
4 In den Angelegenheiten aus Miete und Pacht von Wohnräumen können die Parteien einzig die 
Schlichtungsbehörde als Schiedsgericht einsetzen. 
 
Art. 362 Ernennung durch das staatliche Gericht 
1 Sieht die Schiedsvereinbarung keine andere Stelle für die Ernennung vor oder ernennt diese 
die Mitglieder nicht innert angemessener Frist, so nimmt das nach Artikel 356 Absatz 2 zustän-
dige staatliche Gericht auf Antrag einer Partei die Ernennung vor, wenn: 
a. die Parteien sich über die Ernennung der Einzelschiedsrichterin, des Einzelschiedsrich-
ters, der Präsidentin oder des Präsidenten nicht einigen; 
b. eine Partei die von ihr zu bezeichnenden Mitglieder nicht innert 30 Tagen seit Aufforde-
rung ernennt; oder 
c. die Schiedsrichterinnen und Schiedsrichter sich nicht innert 30 Tagen seit ihrer Ernen-
nung über die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten einigen. 
2 Im Falle einer Mehrparteienschiedssache kann das nach Artikel 356 Absatz 2 zuständige staat-
liche Gericht alle Mitglieder ernennen. 
3 Wird ein staatliches Gericht mit der Ernennung betraut, so muss es die Ernennung vornehmen, 
es sei denn, eine summarische Prüfung ergebe, dass zwischen den Parteien keine Schiedsver-
einbarung besteht. 
 
Art. 363 Offenlegungspflicht 
1 Eine Person, der ein Schiedsrichteramt angetragen wird, hat das Vorliegen von Umständen un-
verzüglich offenzulegen, die berechtigte Zweifel an ihrer Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit 
wecken können.  
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2 Diese Pflicht bleibt während des ganzen Verfahrens bestehen. 
 
Art. 364 Annahme des Amtes 
1 Die Schiedsrichterinnen und Schiedsrichter bestätigen die Annahme des Amtes. 
2 Das Schiedsgericht ist erst konstituiert, wenn alle Mitglieder die Annahme des Amtes erklärt ha-
ben. 
 
Art. 365 Sekretariat 
1 Das Schiedsgericht kann ein Sekretariat bestellen. 
2 Die Artikel 363 Absatz 1 und 367–369 gelten sinngemäss. 
 
Art. 366 Amtsdauer 
1 In der Schiedsvereinbarung oder in einer späteren Vereinbarung können die Parteien die Amts-
dauer des Schiedsgerichts befristen. 
2 Die Amtsdauer, innert der das Schiedsgericht den Schiedsspruch zu fällen hat, kann verlängert 
werden: 
a. durch Vereinbarung der Parteien; 
b. auf Antrag einer Partei oder des Schiedsgerichts durch Entscheid des nach Artikel 356 
Absatz 2 zuständigen staatlichen Gerichts. 
 
 
4. Titel: Ablehnung, Abberufung und Ersetzung der Mitglieder des Schiedsgerichts 
 
Art. 367 Ablehnung eines Mitgliedes 
1 Ein Mitglied des Schiedsgerichts kann abgelehnt werden, wenn: 
a. es nicht den von den Parteien vereinbarten Anforderungen entspricht; 
b. ein Ablehnungsgrund vorliegt, der in der von den Parteien vereinbarten Verfahrensord-
nung vorgesehen ist; oder 
c. berechtigte Zweifel an seiner Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit bestehen. 
2 Eine Partei kann ein Mitglied, das sie ernannt hat oder an dessen Ernennung sie mitgewirkt 
hat, nur aus Gründen ablehnen, von denen sie erst nach der Ernennung Kenntnis erhalten hat. 
Der Ablehnungsgrund ist dem Schiedsgericht und der anderen Partei unverzüglich mitzuteilen. 
 
Art. 368 Ablehnung des Schiedsgerichts 
1 Eine Partei kann das Schiedsgericht ablehnen, wenn die andere Partei einen überwiegenden 
Einfluss auf die Ernennung der Mitglieder ausgeübt hat. Die Ablehnung ist dem Schiedsgericht 
und der anderen Partei unverzüglich mitzuteilen. 
2 Das neue Schiedsgericht wird im Verfahren nach den Artikeln 361 und 362 bestellt. 
3 Die Parteien sind berechtigt, Mitglieder des abgelehnten Schiedsgerichts wiederum als 
Schiedsrichterinnen und Schiedsrichter zu ernennen. 
 
Art. 369 Ablehnungsverfahren 
1 Die Parteien können das Ablehnungsverfahren frei vereinbaren. 
2 Haben sie nichts vereinbart, so ist das Ablehnungsgesuch schriftlich und begründet innert 
30 Tagen seit Kenntnis des Ablehnungsgrundes an das abgelehnte Mitglied zu richten und den 
übrigen Mitgliedern mitzuteilen. 
3 Bestreitet das abgelehnte Mitglied die Ablehnung, so kann die gesuchstellende Partei innert 
30 Tagen einen Entscheid von der von den Parteien bezeichneten Stelle oder, wenn keine solche 
bezeichnet wurde, von dem nach Artikel 356 Absatz 2 zuständigen staatlichen Gericht verlangen. 
4 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schiedsgericht während des Ableh-
nungsverfahrens das Verfahren ohne Ausschluss der abgelehnten Personen bis und mit 
Schiedsspruch weiterführen. 
5 Der Entscheid über die Ablehnung kann nur zusammen mit dem ersten Schiedsspruch ange-
fochten werden. 
 
Art. 370 Abberufung 
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1 Jedes Mitglied des Schiedsgerichts kann durch schriftliche Vereinbarung der Parteien abberu-
fen werden. 
2 Ist ein Mitglied des Schiedsgerichts ausser Stande, seine Aufgabe innert nützlicher Frist oder 
mit der gehörigen Sorgfalt zu erfüllen, so kann auf Antrag einer Partei die von den Parteien be-
zeichnete Stelle oder, wenn keine solche bezeichnet wurde, das nach Artikel 356 Absatz 2 zu-
ständige staatliche Gericht dieses Mitglied absetzen. 
3 Für die Anfechtung eines solchen Entscheides gilt Artikel 369 Absatz 5. 
 
Art. 371 Ersetzung eines Mitglieds des Schiedsgerichts 
1 Ist ein Mitglied des Schiedsgerichts zu ersetzen, so gilt das gleiche Verfahren wie für seine Er-
nennung, sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben oder vereinbaren. 
2 Kann es nicht auf diese Weise ersetzt werden, so wird das neue Mitglied durch das nach Arti-
kel 356 Absatz 2 zuständige staatliche Gericht ernannt, es sei denn, die Schiedsvereinbarung 
schliesse diese Möglichkeit aus oder falle nach Ausscheiden eines Mitglieds des Schiedsgerichts 
dahin. 
3 Können sich die Parteien nicht darüber einigen, welche Prozesshandlungen, an denen das er-
setzte Mitglied mitgewirkt hat, zu wiederholen sind, so entscheidet das neu konstituierte Schieds-
gericht. 
4 Während der Dauer des Ersetzungsverfahrens steht die Frist, innert der das Schiedsgericht 
seinen Schiedsspruch zu fällen hat, nicht still. 
 
 
5. Titel: Das Schiedsverfahren 
 
Art. 372 Rechtshängigkeit 
1 Das Schiedsverfahren ist rechtshängig: 
a. sobald eine Partei das in der Schiedsvereinbarung bezeichnete Schiedsgericht anruft; o-
der 
b. wenn die Vereinbarung kein Schiedsgericht bezeichnet: sobald eine Partei das Verfahren 
zur Bestellung des Schiedsgerichts oder das von den Parteien vereinbarte vorausgehende 
Schlichtungsverfahren einleitet. 
2 Werden bei einem staatlichen Gericht und einem Schiedsgericht Klagen über denselben Streit-
gegenstand zwischen denselben Parteien rechtshängig gemacht, setzt das zuletzt angerufene 
Gericht das Verfahren aus, bis das zuerst angerufene Gericht über seine Zuständigkeit entschie-
den hat. 
 
Art. 373 Allgemeine Verfahrensregeln 
1 Die Parteien können das Schiedsverfahren: 
a. selber regeln; 
b. durch Verweis auf eine schiedsgerichtliche Verfahrensordnung regeln; 
c. einem Verfahrensrecht ihrer Wahl unterstellen. 
2 Haben die Parteien das Verfahren nicht geregelt, so wird dieses vom Schiedsgericht festgelegt. 
3 Die Präsidentin oder der Präsident des Schiedsgerichts kann über einzelne Verfahrensfragen 
allein entscheiden, wenn eine entsprechende Ermächtigung der Parteien oder der andern Mitglie-
der des Schiedsgerichts vorliegt. 
4 Das Schiedsgericht muss die Gleichbehandlung der Parteien und ihren Anspruch auf rechtli-
ches Gehör gewährleisten und ein kontradiktorisches Verfahren durchführen. 
5 Jede Partei kann sich vertreten lassen. 
6 Verstösse gegen die Verfahrensregeln sind sofort zu rügen, andernfalls können sie später nicht 
mehr geltend gemacht werden. 
 
 
Art. 374 Vorsorgliche Massnahmen, Sicherheit und Schadenersatz 
1 Das staatliche Gericht oder, sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, das Schieds-
gericht kann auf Antrag einer Partei vorsorgliche Massnahmen einschliesslich solcher für die Si-
cherung von Beweismitteln anordnen. 
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2 Unterzieht sich die betroffene Person einer vom Schiedsgericht angeordneten Massnahme 
nicht freiwillig, so trifft das staatliche Gericht auf Antrag des Schiedsgerichts oder einer Partei die 
erforderlichen Anordnungen; stellt eine Partei den Antrag, so muss die Zustimmung des Schieds-
gerichts eingeholt werden. 
3 Ist ein Schaden für die andere Partei zu befürchten, so kann das Schiedsgericht oder das staat-
liche Gericht die Anordnung vorsorglicher Massnahmen von der Leistung einer Sicherheit abhän-
gig machen. 
4 Die gesuchstellende Partei haftet für den aus einer ungerechtfertigten vorsorglichen Mass-
nahme erwachsenen Schaden. Beweist sie jedoch, dass sie ihr Gesuch in guten Treuen gestellt 
hat, so kann das Gericht die Ersatzpflicht herabsetzen oder gänzlich von ihr entbinden. Die ge-
schädigte Partei kann den Anspruch im hängigen Schiedsverfahren geltend machen. 
5 Eine geleistete Sicherheit ist freizugeben, wenn feststeht, dass keine Schadenersatzklage er-
hoben wird; bei Ungewissheit setzt das Schiedsgericht eine Frist zur Klage. 
 
Art. 375 Beweisabnahme und Mitwirkung des staatlichen Gerichts 
1 Das Schiedsgericht nimmt die Beweise selber ab. 
2 Ist für die Beweisabnahme oder für die Vornahme sonstiger Handlungen des Schiedsgerichts 
staatliche Rechtshilfe erforderlich, so kann das Schiedsgericht das nach Artikel 356 Absatz 2 zu-
ständige staatliche Gericht um Mitwirkung ersuchen. Mit Zustimmung des Schiedsgerichts kann 
dies auch eine Partei tun. 
3 Die Mitglieder des Schiedsgerichts können an den Verfahrenshandlungen des staatlichen Ge-
richts teilnehmen und Fragen stellen. 
 
Art. 376 Streitgenossenschaft, Klagenhäufung und Beteiligung Dritter 
1 Ein Schiedsverfahren kann von oder gegen Streitgenossen geführt werden, wenn: 
a. alle Parteien unter sich durch eine oder mehrere übereinstimmende Schiedsvereinbarun-
gen verbunden sind; und 
b. die geltend gemachten Ansprüche identisch sind oder in einem sachlichen Zusammen-
hang stehen. 
2 Sachlich zusammenhängende Ansprüche zwischen den gleichen Parteien können im gleichen 
Schiedsverfahren beurteilt werden, wenn sie Gegenstand übereinstimmender Schiedsvereinba-
rungen der Parteien sind. 
3 Die Intervention einer dritten Person und der Beitritt einer durch Klage streitberufenen Person 
setzen eine Schiedsvereinbarung zwischen der dritten Person und den Streitparteien voraus und 
bedürfen der Zustimmung des Schiedsgerichts. 
 
Art. 377 Verrechnung und Widerklage 
1 Erhebt eine Partei die Verrechnungseinrede, so kann das Schiedsgericht die Einrede beurtei-
len, unabhängig davon, ob die zur Verrechnung gestellte Forderung unter die Schiedsvereinba-
rung fällt oder ob für sie eine andere Schiedsvereinbarung oder eine Gerichtsstandsvereinbarung 
besteht. 
2 Eine Widerklage ist zulässig, wenn sie eine Streitsache betrifft, die unter eine übereinstim-
mende Schiedsvereinbarung der Parteien fällt. 
 
Art. 378 Kostenvorschuss 
1 Das Schiedsgericht kann einen Vorschuss für die mutmasslichen Verfahrenskosten verlangen 
und die Durchführung des Verfahrens von dessen Leistung abhängig machen. Soweit die Par-
teien nichts anderes vereinbart haben, bestimmt es die Höhe des Vorschusses jeder Partei. 
2 Leistet eine Partei den von ihr verlangten Vorschuss nicht, so kann die andere Partei die ge-
samten Kosten vorschiessen oder auf das Schiedsverfahren verzichten. Verzichtet sie auf das 
Schiedsverfahren, so kann sie für diese Streitsache ein neues Schiedsverfahren einleiten oder 
Klage vor dem staatlichen Gericht erheben. 
 
Art. 379 Sicherstellung der Parteientschädigung 
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Erscheint die klagende Partei zahlungsunfähig, so kann das Schiedsgericht auf Antrag der be-
klagten Partei verfügen, dass deren mutmassliche Parteientschädigung innert bestimmter Frist 
sicherzustellen ist. Für die beklagte Partei gilt Artikel 378 Absatz 2 sinngemäss. 
 
Art. 380 Unentgeltliche Rechtspflege 
Die unentgeltliche Rechtspflege ist ausgeschlossen. 
 
 
6. Titel: Schiedsspruch 
 
Art. 381 Anwendbares Recht 
1 Das Schiedsgericht entscheidet: 
a. nach den Rechtsregeln, welche die Parteien gewählt haben; oder 
b. nach Billigkeit, wenn es von den Parteien dazu ermächtigt worden ist. 
2 Fehlt eine solche Wahl oder eine solche Ermächtigung, so entscheidet es nach dem Recht, das 
ein staatliches Gericht anwenden würde. 
 
Art. 382 Beratung und Abstimmung 
1 Bei den Beratungen und Abstimmungen haben alle Mitglieder des Schiedsgerichts mitzuwirken. 
2 Verweigert ein Mitglied die Teilnahme an einer Beratung oder an einer Abstimmung, so können 
die übrigen Mitglieder ohne es beraten und entscheiden, sofern die Parteien nichts anderes ver-
einbart haben. 
3 Das Schiedsgericht fällt den Schiedsspruch mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder, es 
sei denn, die Parteien hätten etwas anderes vereinbart. 
4 Ergibt sich keine Stimmenmehrheit, so fällt die Präsidentin oder der Präsident den Schieds-
spruch. 
 
Art. 383 Zwischen- und Teilschiedssprüche 
Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schiedsgericht das Verfahren auf ein-
zelne Fragen und Rechtsbegehren beschränken. 
 
Art. 384 Inhalt des Schiedsspruches 
1 Der Schiedsspruch enthält: 
a. die Zusammensetzung des Schiedsgerichts;  
b. die Angabe des Sitzes des Schiedsgerichts; 
c. die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertretung; 
d. die Rechtsbegehren der Parteien oder, bei Fehlen von Anträgen, eine Umschreibung der 
Streitfrage; 
e. sofern die Parteien nicht darauf verzichtet haben: die Darstellung des Sachverhaltes, die 
rechtlichen Entscheidungsgründe und gegebenenfalls die Billigkeitserwägungen;  
f. das Dispositiv in der Sache sowie die Höhe und die Verteilung der Verfahrenskosten und 
der Parteientschädigung; 
g. das Datum des Schiedsspruches. 
2 Der Schiedsspruch ist zu unterzeichnen; es genügt die Unterschrift der Präsidentin oder des 
Präsidenten. 
 
Art. 385 Einigung der Parteien 
Erledigen die Parteien während des Schiedsverfahrens die Streitsache, so hält das Schiedsge-
richt auf Antrag die Einigung in Form eines Schiedsspruches fest. 
 
Art. 386 Zustellung und Hinterlegung 
1 Jeder Partei ist ein Exemplar des Schiedsspruches zuzustellen. 
2 Jede Partei kann auf ihre Kosten beim nach Artikel 356 Absatz 1 zuständigen staatlichen Ge-
richt ein Exemplar des Schiedsspruches hinterlegen. 
3 Auf Antrag einer Partei stellt dieses Gericht eine Vollstreckbarkeitsbescheinigung aus. 
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Art. 387 Wirkungen des Schiedsspruches 
Mit der Eröffnung hat der Schiedsspruch die Wirkung eines rechtskräftigen und vollstreckbaren 
gerichtlichen Entscheids. 
 
Art. 388 Berichtigung, Erläuterung und Ergänzung des Schiedsspruchs 
1 Jede Partei kann beim Schiedsgericht beantragen, dass dieses: 
a. Redaktions- und Rechnungsfehler im Schiedsspruch berichtigt; 
b. bestimmte Teile des Schiedsspruchs erläutert; 
c. einen ergänzenden Schiedsspruch über Ansprüche fällt, die im Schiedsverfahren zwar 
geltend gemacht, im Schiedsspruch aber nicht behandelt worden sind. 
2 Der Antrag ist innert 30 Tagen seit Entdecken des Fehlers oder der erläuterungs- und ergän-
zungsbedürftigen Teile des Schiedsspruches zu stellen, spätestens aber innert eines Jahres seit 
Zustellung des Schiedsspruches. 
3 Der Antrag hemmt die Rechtsmittelfristen nicht. Wird eine Partei durch den Ausgang dieses 
Verfahrens beschwert, so läuft für sie bezüglich dieses Punktes die Rechtsmittelfrist von neuem. 
 
 
7. Titel: Rechtsmittel 
 
1. Kapitel: Beschwerde 
 
Art. 389 Beschwerde an das Bundesgericht 
1 Der Schiedsspruch unterliegt der Beschwerde an das Bundesgericht. 
2 Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 
[91], soweit dieses Kapitel nichts anderes bestimmt. 
 
Art. 390 Beschwerde an das kantonale Gericht 
1 Die Parteien können durch eine ausdrückliche Erklärung in der Schiedsvereinbarung oder in 
einer späteren Übereinkunft vereinbaren, dass der Schiedsspruch mit Beschwerde beim nach Ar-
tikel 356 Absatz 1 zuständigen kantonalen Gericht angefochten werden kann. 
2 Für das Verfahren gelten die Artikel 319–327, soweit dieses Kapitel nichts anderes bestimmt. 
Das kantonale Gericht entscheidet endgültig. 
 
Art. 391 Subsidiarität 
Die Beschwerde ist erst nach Ausschöpfung der in der Schiedsvereinbarung vorgesehenen 
schiedsgerichtlichen Rechtsmittel zulässig. 
 
Art. 392 Anfechtbare Schiedssprüche 
Anfechtbar ist: 
a. jeder Teil- oder Endschiedsspruch; 
b. ein Zwischenschiedsspruch aus den in Artikel 393 Buchstaben a und b genannten Grün-
den. 
 
Art. 393 Beschwerdegründe 
Ein Schiedsspruch kann nur angefochten werden, wenn: 
a. die Einzelschiedsrichterin oder der Einzelschiedsrichter vorschriftswidrig ernannt oder das 
Schiedsgericht vorschriftswidrig zusammengesetzt worden ist; 
b. sich das Schiedsgericht zu Unrecht für zuständig oder für unzuständig erklärt hat; 
c. das Schiedsgericht über Streitpunkte entschieden hat, die ihm nicht unterbreitet wurden, 
oder wenn es Rechtsbegehren unbeurteilt gelassen hat; 
d. der Grundsatz der Gleichbehandlung der Parteien oder der Grundsatz des rechtlichen 
Gehörs verletzt wurde; 
e. er im Ergebnis willkürlich ist, weil er auf offensichtlich aktenwidrigen tatsächlichen Fest-
stellungen oder auf einer offensichtlichen Verletzung des Rechts oder der Billigkeit beruht; 
f. die vom Schiedsgericht festgesetzten Entschädigungen und Auslagen der Mitglieder des 
Schiedsgerichts offensichtlich zu hoch sind. 
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Art. 394 Rückweisung zur Berichtigung oder Ergänzung 
Die Rechtsmittelinstanz kann den Schiedsspruch nach Anhörung der Parteien an das Schiedsge-
richt zurückweisen und ihm eine Frist zur Berichtigung oder Ergänzung setzen. 
 
Art. 395 Entscheid 
1 Wird der Schiedsspruch nicht an das Schiedsgericht zurückgewiesen oder von diesem nicht 
fristgerecht berichtigt oder ergänzt, so entscheidet die Rechtsmittelinstanz über die Beschwerde 
und hebt bei deren Gutheissung den Schiedsspruch auf. 
2 Wird der Schiedsspruch aufgehoben, so entscheidet das Schiedsgericht nach Massgabe der 
Erwägungen im Rückweisungsentscheid neu. 
3 Die Aufhebung kann auf einzelne Teile des Schiedsspruches beschränkt werden, sofern die 
andern nicht davon abhängen. 
4 Wird der Schiedsspruch wegen offensichtlich zu hoher Entschädigungen und Auslagen ange-
fochten, so kann die Rechtsmittelinstanz über diese selber entscheiden. 
 
 
2. Kapitel: Revision 
 
Art. 396 Revisionsgründe 
1 Eine Partei kann beim nach Artikel 356 Absatz 1 zuständigen staatlichen Gericht die Revision 
eines Schiedsspruchs verlangen, wenn: 
a. sie nachträglich erhebliche Tatsachen erfährt oder entscheidende Beweismittel findet, die 
sie im früheren Verfahren nicht beibringen konnte; ausgeschlossen sind Tatsachen und Beweis-
mittel, die erst nach dem Schiedsspruch entstanden sind; 
b. wenn ein Strafverfahren ergeben hat, dass durch ein Verbrechen oder ein Vergehen zum 
Nachteil der betreffenden Partei auf den Schiedsspruch eingewirkt wurde; eine Verurteilung 
durch das Strafgericht ist nicht erforderlich; ist das Strafverfahren nicht durchführbar, so kann der 
Beweis auf andere Weise erbracht werden; 
c. geltend gemacht wird, dass die Klageanerkennung, der Klagerückzug oder der schiedsge-
richtliche Vergleich unwirksam ist. 
2 Die Revision wegen Verletzung der EMRK [92] kann verlangt werden, wenn: 
a. der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in einem endgültigen Urteil festgestellt 
hat, dass die EMRK oder die Protokolle dazu verletzt worden sind;  
b. eine Entschädigung nicht geeignet ist, die Folgen der Verletzung auszugleichen; und  
c. die Revision notwendig ist, um die Verletzung zu beseitigen. 
 
Art. 397 Fristen 
1 Das Revisionsgesuch ist innert 90 Tagen seit Entdeckung des Revisionsgrundes einzureichen. 
2 Nach Ablauf von zehn Jahren seit Eintritt der Rechtskraft des Schiedsspruches kann die Revi-
sion nicht mehr verlangt werden, ausser im Fall von Artikel 396 Absatz 1 Buchstabe b. 
 
Art. 398 Verfahren 
Für das Verfahren gelten die Artikel 330 und 331. 
 
Art. 399 Rückweisung an das Schiedsgericht 
1 Heisst das Gericht das Revisionsgesuch gut, so hebt es den Schiedsspruch auf und weist die 
Sache zur Neubeurteilung an das Schiedsgericht zurück. 
2 Ist das Schiedsgericht nicht mehr vollständig, so ist Artikel 371 anwendbar. 


